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Verbesserung der Personalsituation in der Pflege und Einführung eines Personalbemessungsverfahrens für Pflegeheime

Gesundheitsministerium legt Roadmap vor
Seit dem vergangenem Jahr liegt der Abschlussbericht zum 
einheitlichen Personalbemessungsverfahren in Pflegehei-
men vor. Nun hat das Bundesgesundheitsministerium 
eine Roadmap zur schrittweisen Einführung präsentiert.

Von Michael Wipp

Berlin // Mit dem zweiten Pflege-
stärkungsgesetz (PSG II) hat die Bun-
desregierung die Entwicklung und 
Erprobung eines wissenschaftlich 
fundierten Verfahrens zur einheit-
lichen Bemessung des Personalbe-
darfs in Pflegeeinrichtungen nach 
qualitativen und quantitativen Maß-

stäben nach § 113 c SGB XI (PeBeM) 
beauftragt, dessen Entwicklung und 
Erprobung bis zum 30. Juni 2020 ab-
geschlossen war. Seit dem 4. Quar-
tal 2020 liegt der Abschlussbericht 
vor. Jetzt wurde seitens des Bundes-
gesundheitsministeriums (BMG) die 
Roadmap zur Verbesserung der Per-
sonalsituation in der Pflege und zur 
schrittweisen Einführung eines Per-

sonalbemessungsverfahrens für voll-
stationäre Pflegeeinrichtungen vor-
gelegt.

Personalbemessungsverfahren 
verbindlich einführen

Das Personalbemessungsverfahren 
wird gesetzlich verankert werden. 
Die Dimensionen der Veränderung 
der stationären Strukturen erfor-
dern einen Prozess über Jahre, der 
zum 1. Januar 2021 mit dem Gesund-
heitsversorgungs- und Pflegeverbes-
serungsgesetz (GPVG) begonnen 
hat. In der kommenden Zeit müssen 
rechtliche Rahmenbedingungen an-

gepasst werden (Rahmenverträge 
§ 75 SGB XI, Übergang Versorgungs-
verträge § 72 SGB XI, Pflegesatzrecht 
etc.). Die aktuelle Arbeitsmarktsitu-
ation gibt den notwendigen Bedarf 
an qualifizierten Pflegehilfs- und As-
sistenzpersonen (QN 3) nicht her. Für 
die Pflegeeinrichtungen erfordert die 
Umsetzung, Organisations- und Per-
sonalentwicklungsmaßnahmen so-
wie eine kompetenzorientierte Auf-
gabenverteilung anzugehen. Nicht 
nur knappe Ressourcen an Fachkräf-
ten erfordern bereits heute einen an 
§ 4 PflBG ausgerichteten Einsatz.

Personalausstattung weiter  
verbessern

Viele Einrichtungen entdecken beim 
Durchforsten ihrer Mitarbeiterakten, 
dass sie unerwartet einige einjährig 
ausgebildete Mitarbeiter haben. Für 
diese bietet PeBeM neue berufliche 
und finanzielle Perspektiven. Der Ge-
sundheitswissenschaftler Prof. Heinz 
Rothgang kommt in seiner Studie zu 
einem Bedarf von 100 000 zusätzli-
chen qualifizierten Helferstellen. Hier 
bleibt der Zeitplan zur Roadmap völlig 
im Unklaren, in dem einfach die „Prü-
fung weiterer Personalausbaustufen 
ab 2025“ nach der ersten Tranche mit 
dem GPVG lapidar beschrieben wird. 
Wieder einmal fehlt für die Verant-
wortlichen in den Pflegeeinrichtun-
gen eine klare Strategie in diesem 
zentralen Veränderungsprozess der 
Pflegeorganisation. Sehr positiv ist zu 
bewerten – sowohl für Mitarbeiter als 
auch Bewohner – die vorgesehene An-
gleichung der unterschiedlichen Per-
sonalausstattung in den Ländern. Zeit-
plan auch hier: offen.

Wir benötigen nicht 16 unter-
schiedliche einjährige Ausbildungen, 
sondern eine – zumindest inhaltlich – 
identische Ausbildung. Auch die von 
einigen Funktionären geforderte zwei-
jährige QN 3-Helferausbildung ist ab-
surd, weil es dann noch länger dauert, 
bis die erforderliche Unterstützung für 
die Fachkräfte an der Basis ankommt; 
das wird schon einjährig ein aufwen-
diger Prozess. Die Einrichtungen benö-
tigen Unterstützung bei der konkreten 
Umsetzung. Die Ein-STEP- Vorgehens-
weise mit Elisabeth Beikirch kann hier 
Vorbild sein und diese Erfahrung muss 

genutzt werden. Herausragend wich-
tig wird für die Einrichtung das erfor-
derliche veränderte Rollenverständnis 
in Folge der unterschiedlichen Quali-
fikationsniveaus. Schon heute sind 
Konflikte zwischen den unterschiedli-
chen Qualifikationen nicht selten. Da-
bei geht es nicht um die Wertigkeit des 
Einzelnen, sondern um kompetenzori-
entierten Mitarbeitereinsatz im Rah-
men des Qualifikationsmixmodells. 
Einrichtungsinterne Konzepte kön-
nen bereits heute auf langfristigen 
Anpassungsbedarf analog zu den Pe-
BeM-Strukturen in aller Ruhe abgegli-
chen werden.

PeBeM mit seiner bewohnerbe-
zogenen Ausrichtung kann lang-
fristig dazu führen, dass die knappe 
Ressource Fachkraft einigen Einrich-
tungen weniger und anderen dafür 
mehr Fachkräfte beschert. Personell 
profitieren werden alle. Das bedeu-
tet, dass der Fachkrafteinsatz sich ge-
zielt an den Bewohnerbedarfen und 
nicht an starren Quoten ausrichtet. 
Weniger Fachkräfte, die aber durch 
mehr qualifizierte Helfer entlastet 
werden, haben daraus folgernd mehr 
Zeit für ihre originären Aufgaben als 
jetzt. Die jetzt über das GPVG gewon-
nenen Mitarbeiter gilt es, unmittel-
bar zur Entlastung der Fachkräfte im 
Sinne von PeBeM einzusetzen.

Fazit

Berechtigte Kritik ist wichtig. Wenn 
jetzt aber wieder nur nach Schwach-
stellen gesucht wird, anstatt die 
Chance zu nutzen, auf die wir seit Jahr-
zehnten warten, verantworten wir die 
Verzögerung der dringend notwendi-
gen Unterstützung für die Mitarbeiter 
im Praxisalltag. Beginnen wir mit der 
Umsetzung und evaluieren die Mo-
dellvorhaben im laufenden Prozess. 
Gleichzeitig gilt es, vehement darauf 
Einfluss zu nehmen, dass der Zeit-
plan spätestens mit Wirkung ab 2023 
deutlich konkretisiert werden muss. 
Wir dürfen keine Zeit verlieren und 
uns auch nicht mit unklaren Aussa-
gen hinhalten lassen.

 e Der Autor ist Inhaber des  
Beratungsunternehmens  
WippCARE. Mehr Informationen 
unter michael-wipp.de.

Bayern

Verwaltungsgerichtshof kippt Testpflicht für Pflegeheim-Mitarbeiter
München // Der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof (VGH) hat die Pflicht 
zu engmaschigen Corona-Tests für Be-
schäftigte in Pflege- und Altenheimen 
vorläufig außer Vollzug gesetzt. Seit 
Donnerstag vergangener Woche ist 
die Regelung zur sogenannten infek-
tionsschutzrechtlichen Beobachtung 
der Beschäftigten von Pflege- und Al-
tenheimen zunächst ausgesetzt, wie 
das Gericht mitteilte.

Nach der bayerischen Corona-Ver-
ordnung mussten sich Beschäftigte 
von Alten- und Pflegeeinrichtungen 
mindestens drei Mal pro Woche tes-
ten lassen und unterlagen der Be-
obachtung durch die zuständige 
Kreisverwaltungsbehörde. Die Pflege-
dienstleitung eines Heimes in Unter-
franken hatte einen Eilantrag gegen 
die Regelung gestellt, nachdem dort 

nahezu alle Bewohner gegen Corona 
geimpft worden waren.

Dies gelte auch, wenn die Bewoh-
ner der Einrichtung bereits weitge-
hend geimpft seien, weil es immer 
noch ungeimpfte Bewohner und Pfle-
gekräfte gebe und über die Wirksam-
keit der Impfung derzeit noch keine 
gesicherten wissenschaftlichen Er-
kenntnisse vorlägen.

Besucher müssen aber weiter ei-
nen negativen Test vorlegen. Das 
Gericht lehnte den entsprechen-
den Eilantrag eines Angehörigen ei-
ner Bewohnerin in einem anderen 
unterfränkischen Heim ab. Der mit 
der Testung verbundene Aufwand 
sei den Besuchern zuzumuten. Die 
Pflicht sei derzeit wohl rechtmäßig, 
weil sie wichtige Sozialkontakte er-
mögliche und der Isolation der Be-

wohner vorbeuge. Dies gelte auch, 
wenn Bewohner bereits weitgehend 
geimpft seien, weil es immer noch 
ungeimpfte Bewohner und Pflege-
kräfte gebe und über die Wirksamkeit 
der Impfung noch keine gesicherten 
Erkenntnisse vorlägen.

Beim Personal sah es der für das 
Infektionsschutzrecht zuständige 
20. Senat anders. Mit der behördli-
chen Beobachtung – als solche gilt 
auch das engmaschige Testen – könn-
ten für die Mitarbeiter im Einzelfall 
weitreichende Grundrechtseingriffe, 
insbesondere Untersuchungspflich-
ten verbunden sein. Eine behördliche 
Beobachtung setze nach dem Infek-
tionsschutzgesetz den Verdacht vo-
raus, dass sich die betroffene Person 
angesteckt habe. Ein solcher Verdacht 
bestehe aber bei den Beschäftigten 

von Pflege- und Altenheimen nicht 
ohne Weiteres.

Die Senioreneinrichtungen des 
Landkreises Würzburg, zu denen die 
betreffenden Heime zählten, hatten 
die Eilanträge der Pflegekraft und 
des Angehörigen gegen die Test-
pflicht unterstützt. Mit der zweima-
ligen Impfung fast aller Bewohner 
sei die Gefahr einer lebensbedro-
henden Erkrankung und eines gro-
ßen Corona-Ausbruchs mit sehr gro-
ßer Wahrscheinlichkeit gebannt, hieß 
es Anfang Februar zur Begründung. 
Auch eine Reihe von Pflegekräften sei 
schon geimpft. Das Testen bedeute 
für viele Beschäftigte und Besucher 
einen massiven Eingriff in ihr Wohl-
befinden und auch in ihre körperli-
che Unversehrtheit, argumentierten 
die Senioreneinrichtungen. (dpa)

ZEITPLAN

Zeit Umsetzungsschritt

1. Januar 2021 Erste Personalausbaustufe mit 20 000 zusätzlichen Pflegehilfs- und Assistenzkräften
(GPVG), dies entspricht rund 20 Prozent des zusätzlichen Personalbedarfs an Pflege-
hilfs- und -assistenzkräften auf Grundlage des Algorithmus 1.0 bei der aktuellen 
Anzahl der Pflegebedürftigen (726 900 Pflegebedürftige in vollstationärer Versorgung)

Inkrafttreten der Regelungen zum Modellprogramm (§ 8 Absatz 3 b SGB XI)

Einsetzen des Gremiums zur Begleitung des Prozesses

Ergebnisse der Literaturstudie „Personalmix in der ambulanten Pflege“ liegen vor

Vorbereitung und Ausschreibung der Aufträge im Rahmen des Modellprogramms
(insbesondere Entwicklung der Leistungsbeschreibungen)

2. Halbjahr 2021 Inkrafttreten gesetzlicher Regelungen zur Umsetzung der Roadmap;

im Anschluss: Vergabe der Aufträge im Rahmen des Modellprogramms

Entwicklung und Erprobung der Konzepte in vollstationären Pflegeeinrichtungen  
mit einer am Algorithmus 1.0 orientierten Personalausstattung (abhängig von der 
Entwicklung der pandemischen Lage)

1. Juli 2023 Zweite Personalausbaustufe (prozentual und mit Konvergenz)

Begleitende flächendeckende Implementation von Maßnahmen der Personal- und 
Organisationsentwicklung in vollstationären Pflegeeinrichtungen auf Grundlage der 
ersten Ergebnisse des Modellprogramms

Ende 2024 Vorlage der Berichte und der Empfehlungen für einen Algorithmus 2.0

2025 Prüfung weiterer Personalausbaustufen in Abhängigkeit von den Ergebnissen der  
begleitenden Evaluation und der Lage am Arbeits- und Ausbildungsmarkt

Flächendeckende Umsetzung des Personalbemessungsverfahrens unter Berück-
sichtigung eines Algorithmus 2.0 auf gesetzlicher Grundlage

 
Der Zeitplan zur Umsetzung der Roadmap zur Verbesserung der Personalsituation in der Pflege und zur 
schrittweisen Einführung eines Personalbemessungsverfahrens für vollstationäre Pflegeeinrichtungen. 
                                                                                                                                                                         Quelle: Bundesgesundheitsministerium

Nein zur Impfung

Heim entlässt  
zwei Mitarbeiter
Athen // Ein kirchliches Altenheim im 
Westen der Halbinsel Peloponnes hat 
zwei Mitarbeitern gekündigt, weil 
sie sich nicht impfen lassen wollten. 
„Wir haben ihnen 15 Tage Zeit gege-
ben, sich impfen zu lassen oder ein 
Attest vorzulegen, warum eine Imp-
fung nicht möglich ist – aber sie wa-
ren unnachgiebig und sagten, das 
käme für sie nicht in Frage“, sagte Me-
tropolit Germanos, Kirchenoberer des 
Bezirks Elis, dem Onlineportal Patris-
news am Donnerstag vergangener 
Woche. Eine Impfung sei notwendig, 
sagte der 89-jährige Geistliche wei-
ter. „Wir mussten die Mitarbeiter lei-
der entlassen, damit die Gesundheit 
der Heimbewohner und des Perso-
nals nicht gefährdet wird.“ (dpa)


